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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. Februar 1958 

6 — 65306— 1574/58 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Anwendung 
der mit den Gesetzen über das Zweite bis 
Fünfte Berichtigungs- und Änderungsproto- 
koll zu den Zollzugeständnislisten des Allge- 
meinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT) 
veröffentlichten Listen XXXIII 
(Anwendungsgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern der Finanzen 
und des Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 188. Sitzung am 14. Februar 1958 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die Anwendung der mit den Gesetzen über das Zweite 
bis Fünfte Berichtigungs- und Änderungsprotokoll zu den Zoll- 
zugeständnislisten des Allgemeinen Zoll- und Handels- 
abkommens (GATT) veröffentlichten Listen XXXIII 
(Anwendungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- j 
sen: ! 

. * ■ , i 

Artikel 1 

Die mit Gesetz vom 31. Juli 1953 über das 
Zweite Berichtigungs- und Änderungsprotokoll vom 
8. November 1952 zu den Zollzugeständnislisten 
des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 
(GATT) (Bundesgesetzbl. 1953 II S. 266) veröffent- 
lichte Liste XXXIII, 

die mit Gesetz vom 21. August 1954 über das 
Dritte Berichtigungs- und Änderungsprotokoll vom 
24. Oktober 1953 zu den Zollzugeständnislisten des 
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 
(GATT) (Bundesgesetzbl. 1954 II S. 741) veröffent- 
lichte Liste XXXIII, 

die mit Gesetz vom 19. März 1956 über das Vierte 
Berichtigungs- und Änderungsprotokoll vom 
7. März 1955 zu den Anlagen des Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommens (GATT) und zum 
Wortlaut der diesem Abkommen beigefügten Zoll- 
zugeständnislisten (Bundesgesetzbl. 1956 II S. 336) 
veröffentlichten Listen XXXIII und 


die mit Gesetz vom 31. Mai 1957 zu dem Fünften 
Berichtigungs- und Änderungsprotokoll vom 3. De- 
zember 1955 zum Wortlaut der dem Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommen beigefügten Zollzu- 
geständnislisten (Bundesgesetzbl. 1957 II S. 345) 
veröffentlichten Listen XXXIII 

sind vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an anzu- 
wenden. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. IS. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt sechs Wochen nach dem Tage 
seiner Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Die Berichtigungs- und Änderungsprotokolle zum 
Wortlaut der dem Allgemeinen Zoll- und Handels- 
abkommen (GATT) beigefügten Zollzugeständnis- 
listen treten völkerrechtlich in Kraft, sobald sie von 
sämtlichen Vertragsparteien des GATT unterzeich- 
net worden sind. Der Bundestag hat durch die Ge- 
setze vom 31. Juli 1953, vom 21. August 1954, vom 
19. März 1956 und vom 31. Mai 1957 dem Zweiten 
bis Fünften Berichtigungs- und Änderungsprotokoll 
zugestimmt. Die Bundesrepublik Deutschland hat 
sich anschließend gemäß Ziffer 3 der Berichtigungs- 
und Änderungsprotokolle durch Unterzeichnung 
völkerrechtlich am 14. September 1953, am 27. Sep- 
tember 1954, am 5. Juni 1956 und am 12. Juli 1957 
gebunden. Keines der Protokolle ist aber bis jetzt 
von sämtlichen Vertragsparteien des GATT unter- 
zeichnet worden. Demzufolge sind auch die Proto- 
kolle für die Bundesrepublik Deutschland noch 
nicht in Kraft getreten. 

Es ergibt sich aus diesem Zustand die mißliche Lage, 
daß die Bundesregierung die Berichtigungen und 
die Änderungen der deutschen GATT-Zugeständ- 
nisliste, denen der Deutsche Bundestag bereits am 
31. Juli 1953, am 21. August 1954, am 19. März 
1956 und am 31. Mai 1957 zugestimmt hat, nicht 
durchführen kann. 

Fehlerhafte und überholte Teile der deutschen 
Zollzugeständnisliste des GATT — Liste XXXIII — 
können nicht länger aufrechterhalten bleiben. Es 
bedarf deshalb einer neuen, lediglich nationalen ge- 
setzlichen Grundlage. 

Artikel 1 ordnet dementsprechend die Anwendung 
der Berichtigungen und Änderungen der Liste 


j XXXIII der angeführten Protokolle an, bevor die 
i Protokolle völkerrechtlich in Kraft getreten sind. 

Zu Artikel 2 

Die Berichtigungs- und Änderungsprotokolle sollen 
nach den jeweiligen Zustimmungsgesetzen auch auf 
das Land Berlin Anwendung finden. Das gleiche 
muß deshalb für das Anwendungsgesetz gelten. Das 
Gesetz enthält daher die hierfür übliche Berlin- 
Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bundesrepublik Deutschland hat gemäß Ka- 
pitel II des Vertrages zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Republik zur 
j Regelung der Saarfrage vom 27. Oktober 1956 
I (BGBl. II S. 1587) während der Übergangszeit keine 
Gesetzgebungskompetenz hinsichtlich der in die- 
sen Bestimmungen des Saarvertrages genannten 
Gegenstände, insbesondere hinsichtlich der Zölle 
; und des Außenhandels. Die deshalb aufgenommene 
I negative Saar-Klausel stimmt mit der des Zustim- 
! mungsgesetzes vom 31. Mai 1957 zum Fünften Be- 
• richtigungs- und Änderungsprotokoll überein. 


Zu Artikel 4 

! Die Bestimmung entspricht dem Erfordernis des Ar- 
tikels 82 Abs. 2 GG. 

Die verwaltungsmäßige Durchführung des Gesetzes 
erfordert eine Hinausschiebung des Inkrafttretens 
des Gesetzes um sechs Wochen. 
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